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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 Artikel 1 
Änderung des Strafgesetzbuches 

Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem  Widerrechtlicher Zugriff auf ein Computersystem 
§ 118a. (1) Wer sich zu einem Computersystem, über das er nicht oder nicht 

allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen durch Überwindung einer 
spezifischen Sicherheitsvorkehrung im Computersystem in der Absicht Zugang 
verschafft, 

§ 118a. (1) Wer sich zu einem Computersystem, über das er nicht oder nicht 
allein verfügen darf, oder zu einem Teil eines solchen durch Überwindung einer 
spezifischen Sicherheitsvorkehrung im Computersystem in der Absicht Zugang 
verschafft, 

 1. sich oder einem anderen Unbefugten Kenntnis von personenbezogenen 
Daten zu verschaffen, deren Kenntnis schutzwürdige 
Geheimhaltungsinteressen des Betroffenen verletzt, oder 

 1. sich oder einem anderen Unbefugten Kenntnis von personenbezogenen 
Daten zu verschaffen, deren Kenntnis schutzwürdige 
Geheimhaltungsinteressen des Betroffenen verletzt, oder 

 2. einem anderen durch die Verwendung von im System gespeicherten und 
nicht für ihn bestimmten Daten, deren Kenntnis er sich verschafft, oder 
durch die Verwendung des Computersystems einen Nachteil zuzufügen, 

 2. einem anderen durch die Verwendung von im System gespeicherten und 
nicht für ihn bestimmten Daten, deren Kenntnis er sich verschafft, oder 
durch die Verwendung des Computersystems einen Nachteil zuzufügen, 

ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen.  

ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.  

(2) Wer die Tat in Bezug auf ein Computersystem, das ein wesentlicher 
Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11) ist, begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat in Bezug auf ein Computersystem, das ein wesentlicher 
Bestandteil der kritischen Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11) ist, begeht, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(3) … (3) … 
(4) Wer die Tat nach Abs. 1 im Rahmen einer kriminellen Vereinigung 

begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, wer die Tat nach Abs. 2 im 
Rahmen einer kriminellen Vereinigung begeht, mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren zu bestrafen 

(4) Wer die Tat nach Abs. 1 im Rahmen einer kriminellen Vereinigung 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, wer die Tat nach Abs. 2 im 
Rahmen einer kriminellen Vereinigung begeht, mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

Verletzung des Telekommunikationsgeheimnisses Verletzung des Telekommunikationsgeheimnisses 
§ 119. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten vom Inhalt 

einer im Wege einer Telekommunikation oder eines Computersystems 
übermittelten und nicht für ihn bestimmten Nachricht Kenntnis zu verschaffen, 
eine Vorrichtung, die an der Telekommunikationsanlage oder an dem 
Computersystem angebracht oder sonst empfangsbereit gemacht wurde, benützt, 

§ 119. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten vom Inhalt 
einer im Wege einer Telekommunikation oder eines Computersystems 
übermittelten und nicht für ihn bestimmten Nachricht Kenntnis zu verschaffen, 
eine Vorrichtung, die an der Telekommunikationsanlage oder an dem 
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ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

Computersystem angebracht oder sonst empfangsbereit gemacht wurde, benützt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(2) …  (2) … 
Missbräuchliches Abfangen von Daten Missbräuchliches Abfangen von Daten 

§ 119a. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten von im 
Wege eines Computersystems übermittelten und nicht für ihn bestimmten Daten 
Kenntnis zu verschaffen und dadurch, dass er die Daten selbst benützt, einem 
anderen, für den sie nicht bestimmt sind, zugänglich macht oder veröffentlicht, sich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem anderen 
einen Nachteil zuzufügen, eine Vorrichtung, die an dem Computersystem 
angebracht oder sonst empfangsbereit gemacht wurde, benützt oder die 
elektromagnetische Abstrahlung eines Computersystems auffängt, ist, wenn die 
Tat nicht nach § 119 mit Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 119a. (1) Wer in der Absicht, sich oder einem anderen Unbefugten von im 
Wege eines Computersystems übermittelten und nicht für ihn bestimmten Daten 
Kenntnis zu verschaffen und dadurch, dass er die Daten selbst benützt, einem 
anderen, für den sie nicht bestimmt sind, zugänglich macht oder veröffentlicht, sich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil zuzuwenden oder einem anderen 
einen Nachteil zuzufügen, eine Vorrichtung, die an dem Computersystem 
angebracht oder sonst empfangsbereit gemacht wurde, benützt oder die 
elektromagnetische Abstrahlung eines Computersystems auffängt, ist, wenn die 
Tat nicht nach § 119 mit Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
zu bestrafen. 

(2) … (2) …  
Verletzung von Berufsgeheimnissen Verletzung von Berufsgeheimnissen 

§ 121. (1) Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den 
Gesundheitszustand einer Person betrifft und das ihm bei berufsmäßiger Ausübung 
eines gesetzlich geregelten Gesundheitsberufes oder bei berufsmäßiger 
Beschäftigung mit Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder eines 
anderen Gesundheitsdiensteanbieters (§ 2 Z 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 
2012, BGBl. I Nr. 111/2012) oder mit Aufgaben der Kranken-, der Unfall-, der 
Lebens- oder der Sozialversicherung ausschließlich kraft seines Berufes anvertraut 
worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung oder Verwertung 
geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit 
in Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen. 

§ 121. (1) Wer ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das den 
Gesundheitszustand einer Person betrifft und das ihm bei berufsmäßiger Ausübung 
eines gesetzlich geregelten Gesundheitsberufes oder bei berufsmäßiger 
Beschäftigung mit Aufgaben der Verwaltung einer Krankenanstalt oder eines 
anderen Gesundheitsdiensteanbieters (§ 2 Z 2 des Gesundheitstelematikgesetzes 
2012, BGBl. I Nr. 111/2012) oder mit Aufgaben der Kranken-, der Unfall-, der 
Lebens- oder der Sozialversicherung ausschließlich kraft seines Berufes anvertraut 
worden oder zugänglich geworden ist und dessen Offenbarung oder Verwertung 
geeignet ist, ein berechtigtes Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit 
in Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch genommen worden ist, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

(1a) … (1a) … 
(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 

zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(3) bis (5) … (3) bis (5) … 
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(6) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse an der 

Geheimhaltung Verletzten (Abs. 1 und 3) zu verfolgen. 
(6) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des in seinem Interesse an der 

Geheimhaltung Verletzten (Abs. 1 und 3) zu verfolgen. 
Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 

§ 122. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis (Abs. 3) offenbart oder 
verwertet, das ihm bei seiner Tätigkeit in Durchführung einer durch Gesetz oder 
behördlichen Auftrag vorgeschriebenen Aufsicht, Überprüfung oder Erhebung 
anvertraut oder zugänglich geworden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 122. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis (Abs. 3) offenbart oder 
verwertet, das ihm bei seiner Tätigkeit in Durchführung einer durch Gesetz oder 
behördlichen Auftrag vorgeschriebenen Aufsicht, Überprüfung oder Erhebung 
anvertraut oder zugänglich geworden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Wer die Tat begeht, um sich oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zuzuwenden oder einem anderen einen Nachteil zuzufügen, ist mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

(3) bis (4) … (3) bis (4) … 
(5) Der Täter ist nur auf Verlangen des in seinem Interesse an der 

Geheimhaltung Verletzten (Abs. 3) zu verfolgen. 
(5) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des in seinem Interesse an der 

Geheimhaltung Verletzten (Abs. 3) zu verfolgen. 
Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses 

§ 123. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 
auskundschaftet, es zu verwerten, einem anderen zur Verwertung zu überlassen 
oder der Öffentlichkeit preiszugeben, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen. 

§ 123. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 
auskundschaftet, es zu verwerten, einem anderen zur Verwertung zu überlassen 
oder der Öffentlichkeit preiszugeben, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. 

(2) Der Täter ist nur auf Verlangen des Verletzten zu verfolgen. (2) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des Verletzten zu verfolgen. 
Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses zugunsten 

des Auslands 
Auskundschaftung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses zugunsten 

des Auslands 
§ 124. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 

auskundschaftet, daß es im Ausland verwertet, verwendet oder sonst ausgewertet 
werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 124. (1) Wer ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis mit dem Vorsatz 
auskundschaftet, daß es im Ausland verwertet, verwendet oder sonst ausgewertet 
werde, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) … (2) … 
Missbrauch von Computerprogrammen oder Zugangsdaten Missbrauch von Computerprogrammen oder Zugangsdaten 

§ 126c. (1) Wer § 126c. (1) Wer  
 1. ein Computerprogramm, das nach seiner besonderen Beschaffenheit 

ersichtlich zur Begehung eines widerrechtlichen Zugriffs auf ein 
Computersystem (§ 118a), einer Verletzung des 
Telekommunikationsgeheimnisses (§ 119), eines missbräuchlichen 

 1. ein Computerprogramm, das nach seiner besonderen Beschaffenheit 
ersichtlich zur Begehung einer Datenbeschädigung (§ 126a), einer Störung 
der Funktionsfähigkeit eines Computersystems (§ 126b) oder eines 
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Abfangens von Daten (§ 119a), einer Datenbeschädigung (§ 126a) oder 
einer Störung der Funktionsfähigkeit eines Computersystems (§ 126b) 
geschaffen oder adaptiert worden ist, oder eine vergleichbare solche 
Vorrichtung oder 

betrügerischen Datenverarbeitungsmissbrauchs (§ 148a) geschaffen oder 
adaptiert worden ist, oder eine vergleichbare solche Vorrichtung oder 

 2. ein Computerpasswort, einen Zugangscode oder vergleichbare Daten, die 
den Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil davon ermöglichen, 

 2. ein Computerpasswort, einen Zugangscode oder vergleichbare Daten, die 
den Zugriff auf ein Computersystem oder einen Teil davon ermöglichen, 

mit dem Vorsatz herstellt, einführt, vertreibt, veräußert, sonst zugänglich 
macht, sich verschafft oder besitzt, dass sie zur Begehung einer der in Z 1 
genannten strafbaren Handlungen gebraucht werden, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

mit dem Vorsatz herstellt, einführt, vertreibt, veräußert, sonst zugänglich 
macht, sich verschafft oder besitzt, dass sie zur Begehung einer der in Z 1 
genannten strafbaren Handlungen gebraucht werden, ist mit Freiheitsstrafe bis zu 
sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

(1a) Wer die Tat nach Abs. 1 in Bezug auf einen betrügerischen 
Datenverarbeitungsmissbrauch (§ 148a) begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen. 

(1a) Wer die Tat nach Abs. 1 in Bezug auf einen widerrechtlichen Zugriff auf 
ein Computersystem (§ 118a), eine Verletzung des 
Telekommunikationsgeheimnisses (§ 119) oder ein missbräuchliches Abfangen von 
Daten (§ 119a) begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 
Ebenso ist zu bestrafen, wer die Tat nach Abs. 1 in Bezug auf eine 
Datenbeschädigung nach § 126a Abs. 2 bis Abs. 4, die Störung der 
Funktionsfähigkeit eines Computersystems nach § 126b Abs. 2 bis Abs. 4 oder 
einen betrügerischen Datenverarbeitungsmissbrauch nach § 148a Abs. 2 bis 
Abs. 4 begeht. 

(2) … (2) … 
 (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer die Tat nach 

Abs. 1 oder Abs. 1a in Bezug auf ein Computerprogramm oder eine damit 
vergleichbare Vorrichtung oder ein Computerpasswort, einen Zugangscode oder 
damit vergleichbare Daten begeht, die geeignet sind, eine Beeinträchtigung 
wesentlicher Bestandteile der kritischen Infrastruktur (§ 74 Abs. 1 Z 11) zu 
verursachen. 

Artikel 3 
Änderung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 1984 

Verletzung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen. Mißbrauch 
anvertrauter Vorlagen 

Verletzung von Geschäfts- oder Betriebsgeheimnissen. Mißbrauch 
anvertrauter Vorlagen 

§ 11. (1) Wer als Bediensteter eines Unternehmens Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse, die ihm vermöge des Dienstverhältnisses anvertraut oder 

§ 11. (1) Wer als Bediensteter eines Unternehmens Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse, die ihm vermöge des Dienstverhältnisses anvertraut oder 
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sonst zugänglich geworden sind, während der Geltungsdauer des 
Dienstverhältnisses unbefugt anderen zu Zwecken des Wettbewerbes mitteilt, ist 
vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 
Tagessätzen zu bestrafen. 

sonst zugänglich geworden sind, während der Geltungsdauer des 
Dienstverhältnisses unbefugt anderen zu Zwecken des Wettbewerbes mitteilt, ist 
vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 720 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) ... (2) ... 
(3) Die Verfolgung findet nur auf Verlangen des Verletzten statt. (3) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des in seinen Rechten Verletzten zu 

verfolgen. Das Hauptverfahren obliegt dem Einzelrichter des Landesgerichts. 
§ 12. (1) Wer die ihm im geschäftlichen Verkehr anvertrauten Vorlagen oder 

Vorschriften technischer Art zu Zwecken des Wettbewerbes unbefugt verwertet 
oder anderen mitteilt, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder 
mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 12. (1) Wer die ihm im geschäftlichen Verkehr anvertrauten Vorlagen oder 
Vorschriften technischer Art zu Zwecken des Wettbewerbes unbefugt verwertet 
oder anderen mitteilt, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) ... (2) ... 
(3) Die Verfolgung findet nur auf Verlangen des Verletzten statt. (3) Der Täter ist nur mit Ermächtigung des in seinen Rechten Verletzten zu 

verfolgen. Das Hauptverfahren obliegt dem Einzelrichter des Landesgerichts. 
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